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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


S Nr. 12. * 


Inhalt: Ausführungsgeſetz zum Deutſchen Gerichtskoſtengeſetze und zu den Deutſchen Gebührenordnungen 
für Gerichtsvollzieher und für Zeugen und Sachverſtändige, S. 145. — Geſetz, betreffend die 
Befähigung für den höheren Verwaltungsdienſt, S. 160. — Geſetz, betreffend die Deckung der für 
den Bau der Bahnen: von der Reichsgrenze bei Sierk über Trier und Coblenz unter feſter Ueber⸗ 
brückung des Rheins nach Oberlahnſtein zum Anſchluß an die Lahnbahn und von Godelheim reſp. 
Ottbergen nach Northeim erforderlichen Mehrkoſten, S. 164. 


(Nr. 8619.) Ausführungsgeſetz zum Deutſchen Gerichtskoſtengeſetze und zu den Deutſchen 
Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher und für Zeugen und Sachverſtändige. 
Vom 10. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


9 „unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


I. Gerichtskoſten. 


Gr 
Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz vom 18. Juni 1878 findet Anwendung: 
1) auf die vor beſondere Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die 
Deutſche Civilprozeßordnung oder die Deutſche Strafprozeßordnung 
Anwendung finden; 
2) auf Zwangsvollſtreckungen, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
anhängig 8 ſind, ſoweit dieſelben nach 55 Vorſchriften 55 
Dieutſchen Civilprozeßordnung erledigt werden. g 
In den vor die Gewerbegerichte im Bezirke des Appellationsgerichtshofes 
de Cöln gehörigen Angelegenheiten ſind jedoch Gerichtsgebühren nur in der Inſtanz 
er Rechtsmittel oder auf Grund des §. 48 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
zu erheben. 
§. 2. 
Die auf die Koſten in Strafſachen bezüglichen Vorſchriften des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes finden auf die nach = Gefege vom 15, April 1558 
Gef. Samml. 1879. (Nr. 8619. f 23 


Ausgegeben zu Berlin den 16. April 1879. 
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betreffend den Forſtdiebſtahl, zu behandelnden Strafſachen mit folgenden Maß 
gaben Anwendung: 


1) Iſt nicht auf Grund der $$. 6, 8 des Geſetzes vom 15. April 1878 
auf Strafe erkannt worden, ſo werden für jede Inſtanz, in welcher 
eine Hauptverhandlung ſtattgefunden hat, vier Zehntheile der Sätze des 
$. 62 erhoben. 

2) Iſt in Fällen, in welchen der Erlaß eines Strafbefehls zuläſſig iſt, 
ohne Erlaß eines ſolchen zur Hauptverhandlung geſchritten un die 
Verurtheilung auf ſofortiges Geſtändniß ohne Beweisaufnahme erfolgt, 
fo werden in erſter Inſtanz zwei Zehntheile der Sätze des $. 62 erhoben. 

3) Iſt nach $. 17 des Geſetzes vom 15. April 1878 durch Strafbefehl oder 
Artheil auf die Einziehung von Holz erkannt, ſo iſt der Werth des 
Holzes an Stelle der Strafe für die Höhe der Gebühr er 
die Gebühr beträgt jedoch in jeder Inſtanz höchſtens fünf Mark. 


§. 3. 

Die auf die Koſten in Strafſachen bezüglichen Vorſchriften des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes finden auf das nach den Artikeln 5, 6 des Einführungsgeſetzes 
5 Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861 eintretende Verfahren mit folgenden 

aßgaben Anwendung: 

1) Wird eine Strafe auf Grund des Artikels 5 feſtgeſetzt, ohne daß die im 
Artikel 5 F. 3 beſtimmte Verhandlung ſtattgefunden hat, ſo werden zwei 
Zehntheile der Sätze des $. 62 erhoben. 

2) In allen anderen Fällen der Straffeſtſetzung werden für jede Inſtanz, 
in welcher die Terminsverhandlung ſtattgefunden hat, fünf Sehntheile 
der Sätze des F. 62 erhoben. 

3) Die Beſchwerde ſteht im Sinne des $. 66 Nr. 2 der Berufung gleich. 


4) 5 er Androhung von Strafen werden Gebühren und Auslagen nicht 
erhoben. 


8. 4. 


Die Vorſchriften des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 5 4 bis 7, 9 bis 14, 
16, 17 finden in gerichtlichen Angelegenheiten, auf welche die Deutſchen Prozeß⸗ 
ordnungen nicht Anwendung finden, nach Maßgabe der nachſtehenden . 5 bis 8 
de Anwendung. 


5. 5. 


Bei Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt die zum Zwecke der Stempel⸗ 
erhebung erfolgende Berechnung des Werths des Gegenſtandes auch für die 
Erhebung der Gerichtsgebühren maßgebend. 

Die Vorſchriften des §. 8 Nr. 5 des Tarifs Get Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872, des $. 8 Nr. 3 des Tarifs zu dem Geſetze, betreffend das Grund» 


* 
* 
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—— des Geſetzes vom 22. Juni 1875, betreffend das Sportel-, Stempel⸗ und 
axweſen in den Hohenzollernſchen Landen, bleiben in Kraft. 


$. 6. 


Die Aenderung einer Werthfeſtſetzung von Amtswegen kann bei den in 
§. 4 ge Angelegenheiten auch nach Beendigung derſelben erfolgen. 
oweit die Aenderung einer Werth⸗ oder Koſtenfeſtſezung von Amtswegen 
oder die Verhandlung und ntſcheidung von Beſchwerden den Oberlandesgerichten 
als den Gerichten höherer Inſtanz oder Beſchwerdegerichten zuſteht, iſt das Ober⸗ 
landesgericht zu Berlin ausſchließlich zuſtändig, 8 seh nicht ein anderes Ober⸗ 
landesgericht gieicpeitig über eine Beſchwerde in der Angelegenheit, für welche 
Koſten zum wa gebracht worden find, zu entſcheiden hat. Die Entſcheidung 
erfolgt in einem Civilſenat. 


7; 


Rückſichtlich der als Gerichtskoſten zu erhebenden Stempelbeträge, ſowie der 
nach dem Geſetze vom 22. Juni 1875 Artikel 2 in den Hohenzollernſchen Landen 
8 erhebenden Abgaben findet gegen die Entſcheidungen des Oberlandesgerichts 

eſchwerde an den Juſtizminiſter ſtatt. i 

Der Juſtizminiſter kann in allen Fällen den Anſatz dieſer Beträge von 

Amtswegen berichtigen. 
$. 8. 


Die Vorſchriften des Geſetzes vom 24. Mai 1861 wegen der Zuläſſigkeit 

des ee über die Verpflichtung zur Entrichtung der im $. 7 erwähnten 
dach : und Abgaben werden durch die Beſtimmungen der $$. 4 bis 7 nicht 
erührt. 
R Die erwähnten Stempel und Abgaben unterliegen nicht den Vorſchriften 
über die Verjährung der Gerichtskoſten. Der F. 5 des Deutſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes findet auf dieſelben nicht Anwendung. 


. 9. 


Die Beſtimmung im H. 2 Nr. 6 des Geſetzes vom 26. März 1873, betreffend 
die Aufhebung, bezw. Ermäßigung gewiſſer Stempelabgaben, findet auch für die 
ausſchließlich auf Löſchungen von ae ten und Eigenthumsvorbehalten im 
Stockbuche ſich beziehenden Beurkundungen der Feldgerichte und Amtsgerichte im 
Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau Anwendung. 


$. 10. 


Für Vormundſchaftsſachen treten die nach Artikel 1 des Geſetzes vom 

21. uli 1875 abgeänderten $$. 41 bis 46 des Tarifs zu dem Geſetze vom 

10. Mai 1851, der durch Artikel 2 des erſteren Geſtze, ensgcgehnte §. 7 des 
(Nr. 8619.) 


buchweſen in der Provinz Hannover, vom 28. Mai 1873 und des Artikels 2 
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Geſetzes vom 10. Mai 1851 und der S. 10 Nr. 3 des letzteren Geſetzes auch für 
die Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln und des Appellationsgerichts zu 
Frankfurt a. M. in Kraft. 

Die Berechnung der Koſten erfolgt dergeſtalt, daß die vollen Sätze, welche 
für Beträge von 20, 30, 50 Mark u. ſ. w. beſtimmt ſind, auch für die nur 
angefangenen Beträge entrichtet werden. 

Neben den Tarifſätzen werden Stempelabgaben nur erhoben, foweit_ die 
ſelben als Urkundenſtempel nach $. 1 der für das Gebiet der ehemals freien Stadt 
Frankfurt erlaſſenen Verordnung vom 16. Auguſt 1867 und den entſprechenden 
Poſitionen der im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln beſtehenden 
Stempelgeſetze unter Berückſichtigung des Geſetzes vom 26. März 1873 zu erheben 
find. Die im $. 44 des Tarifs beſtimmte Befreiung von weiteren Koſten erſtreckt 
ſich auch auf die Stempelabgaben. 

Bei den vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes eingeleiteten, noch nicht 
beendigten Vormundſchaften und Pflegſchaften kommt der Betrag der nach den 
bisherigen Vorſchriften in Anſatz gebrachten oder zu bringenden Gebühren und 
Stempel auf die nach den $$. 41, 42 des Tarifs zu BEN Gebühren in 
Anrechnung, ſoweit nicht jene Stempel und Gebühren Aa bei der Reviſion 
und Abnahme der von dem Vormunde oder Pfleger ie egten Rechnung ent- 
ſtanden find, oder nach den Vorſchriften der $$. 44 bis 46 des Tarifs neben den 
in den $$. 42, 43 deſſelben beſtimmten Gebühren zu erheben geweſen wären. 


Ü. 11. 


Die Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts durch das Vormundſchaftsgericht 
iſt im ganzen Biege bes Monarchie ſtempelfrei. y 


K. 12. 


Im Kreiſe Herzogthum Lauenburg ſind in Vormundſchaftsſachen von den 
nach der Hannoverſchen Verordnung vom 31. Dezember 1813 zu erhebenden 
, 20h der ordentliche Stempel und die beſonderen Stempel für 
Beſtallungen, Konfirmationen, Beſcheide, Rechnungen, Rechnungsauszüge und 
Protokolle nicht mehr zu erheben. 

Die in F. 43 des Tarifs zu dem Lauenburgiſchen Geſetze vom 4. Dezember 
1869 nach dem Geſetze vom 25. Februar 1878 beſtimmte Befreiung der Bevor⸗ 
mundeten von weiteren als den in dem Tarife beſtimmten Koſten erſtreckt ſich 
auch auf die Stempelabgaben. 


§. 13. 


Für die Angelegenheiten des andelsregiſters und des Genoſſenſchafts⸗ 

regiſters treten, unbeſchadet der Vorſchrift des $. 69 des Reichsgeſetzes vom 

4. Juli 1868, die $$. 2 bis 6, 8 der Verordnung vom 27. Januar 1862 auch 

” für die dee u elan und den Kreis Herzogthum Lauenburg, ſowie für 

die Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln und des Appellationsgerichts zu 
Frankfurt a. M. in Kraft. 


„„ na au ms 202 4 Ale a Fa sen 


Da a | AD 20 1 a 
5 RRR ER 
2 5 1 * 


Derr nach $. 6 der erwähnten eng zu erhebende Stempelbetrag wird 
für den Kreis nen Lauenburg und für den Bezirk des Appellationsgerichts 
zu Frankfurt a. M. auf eine Mark funfzig Pfennig beſtimmt. 1 

Die im F. 6 Abſ. 1 der erwähnten Vetordnung beſtimmte zuſätzliche Gebühr 
von fünf Silbergroſchen (funfzig Pfennig) kommt für den ganzen Umfang der 
Monarchie in Wegfall. 


$. 14. 


Für die Angelegenheiten des Schiffsregiſters treten die $$. 9, 10, 13 der 
Verordnung vom 27. Januar 1862 auch für die Provinz Hannover mit der 
Maßgabe in Kraft, daß die in Bezug ek are $$. 25 bis 30 des Tarifs 
ji dem Geſetze vom 10. Mai 1851 und Artikel 17 des Geſetzes vom 9. Mai 1854 
urch die $$. 1 bis 6 des dem Geſetze vom 28. Mai 1873, betreffend das Grund⸗ 
buchweſen in der Provinz Hannover, beigefügten Koſtentarifs erſetzt werden. 

Im Geltungsbereiche des die 8 vom 10. Mai 1851 treten für die An⸗ 
gelegenheiten des Schiffsregiſters die $$. 1 bis 6 des der Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872 beigefügten Koſtentarifs an die Stelle der $$. 25 bis 30 des Tarifs 
zu dem we vom 10. Mai 1851, ſoweit nicht die Verfügungen des Gerichts 
vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes erlaſſen ſind. 


F. 15. 


Für die Erledigung der in dem Handelsgeſetzbuch und in den Einführungs⸗ 
geſetzen zu demſelben, ſowie in dem Geſetze vom 4. Juli 1868, betreffend die 
privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, den 
Gerichten zugewieſenen, von den Deutſchen Prozeßordnungen nicht betroffenen 
Angelegenheiten, welche eine Entſcheidung des Gerichts erfordern, mit Ausnahme 
der in den $$. 3, 13, 14 des gegenwärtigen Geſetzes erwähnten, werden fünf 
Zehntheile der Sätze des $. 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhoben. 

Wird der Antrag vor Erlaß einer Entſcheidung in der Hauptſache oder 
über das Verfahren zurückgenommen, ſo wird ein Zehntheil der erwähnten 
Sätze erhoben. 5 f 

Für die höhere Inſtanz finden die $$. 45, 46 und für alle Inſtanzen die 
Beraten der $$. 2, 101 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende 

nwendung. 

Erſofgt in den Fällen der Artikel 348, 365, 407 des Handelsgeſetzbuchs 
die gerichtliche Vernehmung von Sachverſtändigen, fo werden für dieſelbe noch- 
mals fünf Zehntheile der vollen Gebühr erhoben. 


$. 16. 


Die Vorſchriften des §. 15 Ab. 1 bis 3 finden im Geltungsbereiche des 
Geſetzes vom 10. Mai 1851 und im Kreiſe Gees en Lauenburg auch auf 
andere in F. 9 des Tarifs zu dem erwähnten Geſetze bezeichnete Angelegenheiten 
Anwendung, ſoweit dieſelben nicht durch das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz be⸗ 
troffen werden. 

(Nr. 8619.) 
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F. 17. 


Bei dem Antrage auf 1 der Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände 
des unbeweglichen Vermögens außer Grundſtücken und bei dem Antrage auf 
Vollziehung eines Arreſtes in unbewegliches Vermögen finden die Vorſchriften 
des N 35 Nr. 3 und des F. 46 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende 
Anwendung. ö 

Im Geltungsbereiche der Subhaſtationsordnung vom 15. März 1869, in 
Neuvorpommern und Rügen, in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, in dem vor⸗ 
maligen Kurfürſtenthum Heſſen und den vormals Baveriſchen Gebietstheilen, 
ſowie im Kreiſe Herzogthum Lauenburg wird die Gebühr für Anordnung der 
Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks oder eines anderen Gegenſtandes des unbe⸗ 
weglichen Vermögens auf die nach den beſtehenden Vorſchriften für das an⸗ 
geordnete Verfahren zu erhebende Gebühr angerechnet. 


$. 18. 


Bei Beſchwerden in dem Verfahren der Zwangsvollſtreckung in unbeweg⸗ 
liches Vermögen finden die Vorſchriften der $$. 45, 46 des Deutſchen Gerichts: 
koſtengeſetzes entſprechende Anwendung. 

Wird von dem Beſchwerdegericht im Verfahren der Zwangsverſteigerung 
der in unterer Inſtanz Ve Zuſchlag ertheilt, fo ift außer der nach den Vor⸗ 
Kamen des F. 45 zu erhebenden Gebühr die Gebühr für Ertheilung des Zu⸗ 
ſchlags oder ö und Beſtätigung des Kaufbriefs und der tarifmäßige 
Stempel nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften zu erheben. 


$. 19. 


Für die Erledigung des Erſuchens eines nicht Preußiſchen Gerichts in Ange⸗ 
legenheiten, welche durch das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz nicht betroffen werden, 
ſind außer den baaren Auslagen zu erheben: 

1) wenn eine Handlung vorgenommen wird, für welche beſondere Gebühren 

beſtimmt ſind, dieſe Gebühren; 

2) wenn nur um die Zuſtellung oder e eines Schriftſtücks 
erſucht iſt, ein Zehntheil der Sätze des F. 8 des Deutſchen Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes, jedoch nicht über zehn Mark; 

3) in allen anderen Fällen zwei Zehntheile der erwähnten Sätze, jedoch 
nicht über zwanzig Mark. 

In den zu Nr. 2,3 des erſten Abſatzes bezeichneten Fällen werden im 
Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln und in der Provinz Hannover die 
in dem Geſetze vom 26. März 1873 $. 2 Nr. 1 bis 4 bezeichneten Stempel⸗ 
abgaben, im Kreiſe Herzogthum Lauenburg der ordentliche Stempel und die 
cen Stempel für Beſcheide, Protokolle und Auszüge aus Rechnungen nicht 
erhoben 


Die beſtehenden Staatsverträge werden hierdurch nicht berührt. 
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$. 20. 


Die Vorſchriften des §. 19 Abſ. 1, 2 finden auf die Erledigung des Er⸗ 
rg eines Preußiſchen Gerichts Kurier. wenn die Angelegenheit im Be⸗ 
zirke des erſuchenden Gerichts der Gebührenerhebung nach Vorſchriften des Geſetzes 
vom 10. Mai 1851 und der daſſelbe erläuternden, ergänzenden und abändernden 
3 oder nach den Tarifen zur Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
oder nach dem Lauenburgiſchen Geſetze vom 4. Dezember 1869 nicht unterliegt. 


$. 21. 


In allen gerichtlichen Angele 8 ſind, ſoweit nicht en a 75 Be⸗ 
ſtimmungen entgegenſtehen, baare Auslagen nach den Vorſchriften der $$. 79, 80 
des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes zu erheben. 

In Vormundſchaftsſachen ſind Schreibgebühren, Poſtgebühren und Zu⸗ 
ſtellungskoſten nur zu erheben, wenn der Mündel zur Zeit der Entſtehung der⸗ 
ſelben mehr als das ihm nach §. 7 Nr. 5 des Geſezes vom 10. Mai 1851 zu 
belaſſende Vermögen 1 

Die Vorſchrift des §. 24 Nr. 2 des Tarifs zu dem Geſetze vom 10. Mai 
1851, der $. 7 des Geſetzes vom 1. Mai 1865, die Vorſchrift des §. 12 E der 
Verordnung vom 30. Auguſt 1867, betreffend den Anſatz und die Erhebung der 
Gerichtskoſten in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig, der N. 7 der Koſten⸗ 
tarife zur Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, ſowie die Vorſchriften des 
F. 23 Nr. 1 und des $. 38 des Tarifs zu dem Lauenburgiſchen Geſetze vom 
4. Dezember 1869 werden aufgehoben. 

Die den Gerichtsbeamten nach $. 9 des Geſetzes vom 9. Mai 1851 und 
nach $. 9 des dem F. 64 des Tarifs zu dem Lauenburgiſchen Geſetze vom 4. De⸗ 

ber 1869 beigefügten Reglements zustehenden Kommiſſionsgebühren find nur 
in den durch Artikel 15 des Geſetzes vom 9. Mai 1854 und F. 14 des Tarifs 
zu dem erwähnten Lauenburgiſchen Geſetze beſtimmten Fällen als baare Auslagen 


zu erheben. 

Auf bereits anhängige Angelegenheiten finden die vorſtehenden Vorſchriften 
Anwendung, wenn die a0 Gesch durch welche die Auslagen entſtehen, nicht 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragt oder angeordnet worden iſt. 


$. 22. 


Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln ſind oſten (§. 79 
Nr. 8 des Deutfchen Gent) 5 Maßgabe der lr ie übrigen 
Landestheile geltenden Vorſchriften zu erheben. 


F. 23. 


Im Geltungsbereiche des Geſetzes vom 10. Mai 1851 und im Kreiſe Herzog⸗ 

thum Lauenburg tritt in den Beſtimmungen des K 24 Nr. 4 des Tarifs zu dem 

erwähnten Geſetze, ſowie des §. 23 Nr. 3 des Tarifs zu dem Lauenburgiſchen 
(Nr. 8619.) 


Be 
Geſetze vom 4. Dezember 1869 die Entfernung von zwei Kilometer an Stelle | 


der Entfernung von mehr als einer Viertelmeile, für die Hohenzollernſchen Lande 
an Stelle der Entfernung von mehr als anderthalb Kilometer. 


b. 24. 


Iſt an Juſtizbeamte, Zeugen oder Sachverſtändige, oder an die Empfänger 
von Transportkoſten mehr als der endgültig feſtgeſtellte Betrag, welcher als baare 
Auslage nach §. 79 des Deutſchen . zu erheben iſt, aus der 
Staatskaſſe gezahlt worden, fo kann die Wiedereinziehung des zuviel Gezahlten 
im Wege der adminiſtrativen Zwangsvollſtreckung erfolgen. 


$. 25. 


In der Provinz W ſowie in den Bezirken des 5 
hofes zu Cöln und des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M. ſind die Beträge 
der nach den e Vorſchriften, ſoweit dieſelben in Kraft bleiben, von den 
Gerichten zu verwendenden Stempel als Gerichtsgebühren zu erheben. 


F. 26. 


Im Bezirk des ee zu Cöln ſind die Gebühren, welche 
den Friedensrichtern und den Gerichtsſchreibern nach den bisherigen Vorſchriften, 
ſoweit dieſelben in Kraft bleiben, zuſtanden, als Gerichtskoſten für Rechnung der 
Staatskaſſe zu erheben. 


8. N. 


In Angelegenheiten, auf welche die Deutſchen Prozeßordnungen nicht An⸗ 
wendung finden, werden die Gerichtsgebühren bei Beendigung des Geſchäfts, 
baare Auslagen bei deren Entſtehung fällig. 

Die beſtehenden Vorſchriften über die Einziehung von Vorſchüſſen, ſowie 
die Vorſchriften über die Einziehung der Koſten in Vormundſchaftsſachen und 
von Bevormundeten bleiben in Kraft 


$. 28. 


Der Anſatz der Gebühren und Auslagen erfolgt bei dem Gericht, bei 
welchem die Rechtsangelegenheit as geworden iſt, wenn auch dieſelben bei 
einem erſuchten Gericht entſtanden ſind, oder die Angelegenheit früher bei einem 
anderen Gericht anhängig war. Der Anſatz erfolgt bei dem Gerichte der Inſtanz, 
in welcher die Gebühren und Auslagen entſtanden ſind. 


$. 29. 


Die . Einziehung der Gerichtskoſten erfolgt im Wege der admi⸗ 
niſtrativen Zwangsvollſtreckung. 


* ren 


Er 


Jede Koſtenforderung giebt einen Titel zum Pfandrecht auf die Gegenſtände 
des unbeweglichen Vermögens des Schuldners; auf Grund deſſelben erfolgt die 
Eintragung eines Pfandrechts im Grund- oder 1 ee 

b ie Zwangsverſteigerung von Gegenftänden des unbeweglichen Vermögens 
iſt wegen einer Koſtenforderung nur gegen denjenigen zuläſſig, welcher das mit 
einem Pfandrechte für die Koſtenforderun belaſtete Grundſtück durch Vertrag 
unter Lebenden erworben hat und weder Deſcendent noch Ehegatte eines Deſcen⸗ 
denten des erſten Schuldners iſt. 


2 r e.. e 
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. 30. 


Hinſichtlich der Stundung und Niederſchlagung von Koſten wegen Armuth 
kommen folgende Vorſchriften zur Anwendung. 
Ein nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung $. 109 Abſatz 2 
für den Schuldner eines Koſtenbetrages ausgeſtelltes Zeugniß 1 in der Regel 
ausreichen, um die völlige oder theilweiſe Niederſchlagung oder die Stundung des 
Koſtenbetrages zu begründen. Der Schuldner iſt jedoch verpflichtet, auf Ver⸗ 
angen der Same lung nach den Vorſchriften des F. 711 der Deutſchen 
8 ſein Vermögen anzugeben und den Offenbarungseid zu leiſten. 

ao die Niederſchlagung der Koften wird deren fpätere Einziehung nicht 
ausge en. 

Ueber Beſchwerden wegen verweigerter Niederſchlagung oder Stundung 
wird, unbeſchadet der Wirkungen des erlangten Armenrechts, von den der Kaſſe 
vorgeſetzten Behörden entſchieden. 


$. 31. 


Der nach den Geſetzen vom 21. Januar 1839 und vom 31. März 1852 
im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln zu entrichtende Beitrag zu den 
Koſten der Juſtizverwaltung wird für die Zeit nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes nicht 9 erhoben. 


II. Gebühren der Gerichtsvollzieher. 


$. 32. 


Die Deutſche Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 24. Juni 1878 
findet Anwendung auf die nach den Vorſchriften der Deutſchen en pen 
auszuführenden Zwangsvollſtreckungen und Zuſtellungen in Angelegenheiten, welche 
vor beſondere Gerichte gehören oder durch die Deutſchen Prozeßordnungen nicht 

etroffen werden. s 

Das Gleiche gilt für die nach den bisherigen Vorſchriften au erledigenden 

anhängigen Zwangsvollſtreckungen. Die für ſolche Zwangsvollſtreckungen zu⸗ 

enden Gebühren und Auslagen ſind in den Landestheilen, in welchen nach 
en bisherigen Vorſchriften die Gebühren für Zwangsvollſtreckungen zur Staats⸗ 
kaſſe floſſen, aus der Staatskaſſe zu zahlen. 


a 
1 „ Gef, Samml. 1879. (Nr. 8619.) 2 
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2 


re 
Abweichend von den Vorſchriften der Deutſchen Gebührenordnung für Ge 
richtsvollzieher können in den nach dem Geſetze vom 15. April 1878, betreffend 
den Forſtdiebſtahl, zu behandelnden Strafſachen geringere Gebühren beſtimmt 
werden. 
$. 33. 


it In Vormundſchaftsſachen ſtehen den Gerichtsvollziehern Aufrufsgebühren 
nicht zu. 
$. 34. 


Auf die Gebühren für Wechſelproteſte der Gerichtsvollzieher finden die Vor⸗ 
ſchriften des $. 3 des Gesche vom 21 April 1876 en 5 0 


$. 35. 


Für freiwillige Verſteigerungen von Mobilien, von 1 auf dem Halm 
und von Hol auß dem Stamme erhält der Gerichtsvollzieher die in F. 7 der 
Deutſchen Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher beſtimmten Gebühren. 


$. 36. 


Für die Vornahme von Inventuren im Auftrage des Gerichts oder des 
Konkursverwalters erhält der Gerichtsvollzieher nach dem Werthe der inventari⸗ 
ſirten Gegenſtände die im $. 4 der Deutſchen r für Gerichts⸗ 
vollzieher beſtimmten Gebühren, für Siegelungen und für Entſiegelungen im 
Auſtrage des Gerichts oder des Konkursverwalters, ſofern mit denſelben nicht 
eine in deren Auftrage vorzunehmende Inventur verbunden iſt, die Hälfte der 
erwähnten Gebühren. 


$. 37. 


Die in dem Bezirk des Appellations Gehe zu Cöln und in der Provin 
Hannover beſtehenden Geschaffen über die Gebühren der Gerichtsvollzieher un 
der Gerichtsvoigte für Geſchäfte, hinſichtlich deren in der Deutſchen Gebühren⸗ 
ordnung 85 Gerichtsvollzieher oder in dieſem Geſetze Beſtimmungen nicht getroffen 
ſind, bleiben in Kraft. 
$. 38. 

Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher, welche nicht durch die Deutſche 

Gebührenordnung besten ſind, finden bie x 12 bis 23 der Deutſchen Gee 


ordnung für Gerichtsvollzieher und der im F. 24 Nr. 2 derſelben gemachte Vor⸗ 
behalt Kalprechende Anwendung. 


$. 39. 


Die im F. 24 der Deutſchen Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher und 
im F. 32 Abſatz 3 dieſes Geſetzes vorbehaltenen Beftimmungen erfolgen durch den 
Juſtizminiſter. 
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Werden den Gerichtsvollziehern 1 15 übertragen, für welche die Ge⸗ 
bühren nicht durch Geſetz beſtimmt ſind, ſo erfolgt die Beſtimmung durch den 
Juſtizminiſter. 


$. 40. 


Zu den dem Gerichtsvollzieher zu vergütenden baaren Auslagen gehören 
auch die erforderlichen Stempel. 


§. 41. 
Die Zuſtellungsurkunden der Gerichtsvollzieher ſind ſtempelfrei. 


III. Gebuͤhren der Zeugen und Sachverſtaͤndigen. 


$. 42. 


Die Deutſche Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige vom 
30. Juni 1878 findet Anwendung auf gerichtliche Angelegenheiten, welche vor 
beſondere Gerichte gehören oder durch die Deutſchen Be enam nicht be⸗ 
troffen werden. 


IV. e er 


. 43. 


Auf die vor die Auseinanderſetzungsbehörden gehörigen Angelegenheiten 
finden nur die $$. 24, 29, 30, 32, 40, 41 dieſes Geſetzes und die $$. 5, 6, 9, 
11 bis 13 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung. 


$. 44. 
or Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
aft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 10. März 1879. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8619.) 24* 


Anlage. 


Han 


erhe 


Auszug 
aus der 


Verordnung vom 27. Januar 1862. 


8. 2. 


Für die Eintragungen in das Handelsregiſter (Artikel 12 bis 14 des 
eb huge „einſchließlich der Benachrichtigung der Betheiligten, find zu 
en: 


. 


J) für die Eintragung einer Firma (Artikel 19 und 21 a. a. O.), der Ver⸗ 
änderung einer Firma, der Aenderung des Inhabers einer Firma, 
ſowie des Erlöſchens einer Firma (Artikel 25 a. a. O.) .... 20 Sgr., 

2) für die Eintragung einer Prokura und für die Eintragung des Erlöſchens 
einer Prokura (Artikel 45 a. a. O.. „„ ein 20 Sgr.; 

3) für die Eintragung einer offenen Handelsgeſellſchaft (Artikel 86 a. a. O.) 
oder einer Kommanditgeſellſchaft (Artikel 151, 152 a. a. O.). 2 Rthlr., 


4) für die e der Aenderung der Firma oder des Sitzes einer 
offenen Handelsgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft, des Eintritts 
eines neuen Geſellſchafters in eine ſolche Geſellſchaft, der bei einer 
ſolchen Geſellſchaft einem Geſellſchafter nachträglich ertheilten oder ent⸗ 
zogenen Befugniß, die Geſellſchaft zu vertreten, des Ausſcheidens oder 
r Ausſchließung eines Geſellſchafters, der Auflöſung einer ſolchen 
Geſellſchaft, der Liquidatoren derſelben, des Austretens eines Liquidators 
oder des Erlöſchens der Vollmacht eines ſolchen (Artikel 87, 129, 135, 
ß a RA EUER 1 Rthle. ; 


5) für die Eintragung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder einer 
Attiengeſelſchaft in das Handelsregiſter des Gerichts, in deſſen 72 
die Geſellſchaft ihren Sitz hat (Artikel 176, 210 a. a. O.) .. 6 Rthlr., 
und außerdem für die dazu erforderliche Eintragung einer vollſtändigen 
beglaubigten Abſchrift des Geſellſchaftsvertrages ohne Anſatz eines 
Stempelbetrages an Schreibgebühren für jeden auch nur angefangenen 
Bogen, un san chrhurge STR >oa108 eirap fehlen ee N 5 Sgr., 


inſofern aber zur Bewirkung dieſer Eintragung ein Abdruck oder eine 
Abſchrift des Vertrages bei dem Gericht eingereicht wird, ohne Anſatz 
eines Stempelbetrages an Beglaubigungsgebühren für jeden auch nur 
ängefangenen ; 8 2 Sgr. 6 Pf.; 


6) für die ee, eines den Geſchäftsvertrag einer Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien oder einer Aktiengeſellſchaft abändernden oder die Korte 
ſetzung der Geſellſchaft zum Gegenſtand habenden Vertrages oder Be⸗ 


r 


PF 


se 
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ſchluſſes in das Handelsregiſter des Gerichts, in deſſen Bezirk die Geſell⸗ 
Ir ihren Sih bat (ritt 198, 214 a. a. O) . 3 Kthlr., 


und außerdem für die dazu erforderliche Eintragung einer vollſtändigen 
beglaubigten Abſchrift des Vertrages oder Beſchluſſes, oder für die 
Beglaubigung eines Abdrucks oder einer Abſchrift, welche zur Bewirkung 
biefer Eintragung eingereicht find, Schreibgebühren oder eglaubigungs⸗ 
gebühren nach Maßgabe der Beſtimmung unter Ziffer 5 ohne Ansatz 
eines Stempelbetrages; 

7) für die Eintragung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder 
einer Aktiengeſellſchaft in das Handelsregiſter des Gerichts, in deſſen 
Bezirk die Geſellſchaft eine Zweigniederlaſſung hat (Artikel 179 212 
A. A RER I EBR Be PIE > RAR A 2 Athle.; 

8) für Die Fr der Auflöſung einer Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien oder einer Aktiengeſellſchaft, der nach der Auflöſung eintretenden 
Liquidatoren, des Austretens eines Liquidators oder des Erlöſchens der 
Vollmacht eines ſolchen, und für die Eintragung der Mitglieder des 
Vorſtandes oder der e der Mitglieder des Vorſtandes einer 
Aktiengeſellſchaft (Artikel 201, 205, 228, 233, 244 a. a. O.) 1 Rthle; 

9) für die Eintragung der Ausſchließung oder Aufhebung der Gemeinſchaft 
der Güter oder des Erwerbes unter Eheleuten (Artikel 20 des Ein⸗ 


führungsgeſetzes )))) 20 Sgr. 


8. 3. 


Muß eine Eintragung ſowohl in das Handelsregiſter der Fou iir di En 
als in das Handelsregiſter einer Zweignieberlaffung, geioeden „ſo ift für die Ein- 
. ein jedes Regiſter der vorgeſchriebene Satz beſonders zu erheben. 

enn auf Grund einer und derſelben Anmeldung nach den Vorſchriften 
des Handelsgeſetzbuchs mehrere Eintragungen, welche auf dieſelbe Firma, oder 
dieſelbe Prokura, oder dieſelbe Gefelfhaft ſich beziehen, in das Handelsregiſter 
deſſelben Gerichts erfolgen, fo wird nur der höchſte Satz von den für die ein⸗ 
zelnen Eintragungen nach den F. 2 zu berechnenden Sätzen erhoben. 


. 4. 


Wenn von den zur Begründung einer Anmeldung vorgelegten Urkunden 
wegen Zurückforderung derſelben beglaubigte Abſchriften haben urückbehalten 
werden müſſen, ſo kommen für dieſe Abſchriften fünf Silbergroſchen Schreib- 
gebühren für jeden auch nur angefangenen Bogen ohne einen Stempelbetrag 
zum Anſatz. 

$. 5. 

Für die Zurückweiſung einer unvollſtändigen oder unzuläſſigen Anmeldung 
oder einer hierauf ſich beziehenden n Beſchwerde iſt ein Viertel des 
Anſatzes zu berechnen, welcher für die 

(Nr. 8619.) 


intragung zu erheben wäre, jedoch ohne 
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Berückſichtigung der im Falle der Eintragung uläſſigen Schreib: und Be laubi⸗ 
gungsge hen und nicht unter zehn Silbergtofihen N 8 2 


b. 6. 


Für ein aus dem Handelsregiſter ertheiltes Atteſt find funfzehn Silber- 

Boſchen und der tarifmäßige Stempelbetrag, wenn das Atteſt mehr als zwei 

ogen ausmacht, für jeden hinzukommenden auch nur angefangenen Bogen zu⸗ 
ſätzlich noch fünf Silbergroſchen zu erheben. 

Beſteht jedoch der Inhalt des Atteſtes oder des Auszuges lediglich in der 
beglaubigten Abſchrift einer in das Handelsregiſter geſchehenen Eintragung, ſo 
ſind außer dem tarifmäßigen Stempelbetrag nur Schreibgebühren im Betrage 
von fünf Silbergroſchen für jeden auch nur angefangenen Bogen zu erheben. Fur 
eine aus dem Handelsregiſter ertheilte einfache Abſchrift kommen für jeden auch 
nur angefangenen Bogen an Schreibgebühren zwei Silbergroſchen ſechs Pfennige 
zum Anſatz. 

$. 8. 


Koſten und Stempel kommen nicht zum Anſatz: 

1) für die gerichtliche Aufnahme einer 1 Eintragung in das Handels- 
regiſter beſtimmten Anmeldung (Artikel 4 des Einführungsgeſetzes); 

2) für die gerichtliche Aufnahme einer ae Hein über die in einzelnen 
Fällen a der 5 erforderliche Zeichnung einer Firma oder 
Unterſchrift (Artikel 4 a. a. O.); 

3) für die Geſtattung der Einſicht des Handelsregiſters und der einge⸗ 
reichten Zeichnungen der Firmen und Unterſchriften (Artikel 12 des 
Handelsgeſehbuche ; 

4) für das Einſchreiten des Gerichts, um einen Betheiligten zu einer An⸗ 
meldung behufs Eintragung in das Handelsregiſter oder zur Zeichnung 
oder Einreichung der Sebring einer Firma oder Unterſchrift, oder 
zum Unterlaſſen des Gebrauchs einer ihm nicht zuſtehenden Firma an⸗ 
zuhalten, jedoch unbeſchadet der Beſtimmungen des $. 7; 

5) für die im Artikel 13 des Einführungsgeſetzes vorgeſchriebenen Ein- 
tragungen. 

§. 9. 


5 die Eintragungen in das Auen (Artikel 432 bis 437 des 

Handelsgeſetzbuchs) und die dabei vorkommenden Nebengeſchäfte ſind zu erheben: 

1) für die Eintragung eines Schiffes in das Schiffsregiſter ein chließlich 

aller derſelben vorausgehenden Verhandlungen behufs Feſtſtellung der 

im F. 4 Artikel 53 des Einführungsgeſetzes erwähnten Thatſachen 

(Artikel 432 bis 435 des Handelsgeſetzbuchs, Artikel 53 $$. 2 bis 5 

des Einführungsgeſetzes) die Hälfte des im F. 25 des Tarifs zum Geſetze 

vom 10. Mai 1851 für die Berichtigung des Beſtzttitels von einem 
Grundſtücke beſtimmten Betrages; 
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2) für die Eintragung einer ſpäter eingetretenen Veränderung einf 9 7 
aller derſelben e en Verhandlungen (Artikel 436 des Handels 
eſetzbuchs und Artikel 53 §. 8 des Einführungsgeſetzes) und ohne Unter- 
chied, ob das Schiff auf ein neues Folium eingetragen wird oder 
nicht, die Hälfte des im F. 26 des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 
1851 und im Artikel 17 Ziffer 1 des Geſetzes vom 9. Mai 1854 für 
eine definitive n in die zweite und dritte Rubrik des Hypo⸗ 
thekenbuchs beſtimmten Betrages, inſofern die Tun e nicht in 
einem Eigenthumswechſel beſteht, jedoch nicht über vier Thaler; 
3) für die Eintragung der Verpfändung eines Schiffes einſchließlich der 
otirung derſelben auf den kelreffenden Urkunden (Artikel 59 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes), für die un e der Ceſſion der Forderung oder 
einer ſonſtigen Veränderung und für die Löſchung der Verpfändung 
die Hälfte der in den $$. 26 bis 29 des Tarifs zum Geſetze vom 
10. Mai 1851 und im Artikel 17 Ziffer 1 des Geſetzes vom 9. Mai 
1854 für die Eintragungen und Löſchungen im Hypothekenbuch be⸗ 


ſtimmten Beträge. 
$. 10. 
Für die 8 des Certifikats über die Eintragung eines Schiffes in 
das Schiffsregiſter (Artikel 435 des Handelsgeſetzbuchs und Artikel 53 F. 6 des 


Einführungsgeſetzes) iſt der im $. 30 des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 1851 
und im Artikel 17 des Geſetzes vom 9. Mai 1854 für die Ertheilung eines 
Hypothekenſcheins pro informatione beſtimmte Betrag und für die 8 1 7 

einer eingetragenen e auf dem früher ertheilten Certifikate (Artikel 43 

des Senbesgefttude) die Hälfte dieſes Betrages zu erheben. 

Die auf die beſondere Ausſtattung des Certifikats verwendeten Auslagen, 
insbeſondere diejenigen, welche durch Verwendung von Pergamentformularen ent⸗ 
ſtehen, find beſonders zu erſtatten. 5 


$. 13. 


ür die Löſchung eines Schiffes in dem Schiffsregiſter (Artikel 436 des 
e k und Artikel 53 F. 8 des Einführungsge 5 . Koſten 
nſatz. 


nicht zum 


(Nr. 86198620.) 
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(Nr. 8620.) Geſetz, betreffend die Befähigung für den höheren Verwaltungsdienſt. Vom 
11. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


§. 1. 
Zur Erlangung der Befähigung für den höheren Verwaltungsdienſt (F. 9) 
iſt ein mindeſtens dreijähriges Studium der Rechte und der Staalzwiſſenſchaften 
auf einer Univerſität und die Ablegung zweier Prüfungen erforderlich. 


8. 2. 
Die erſte Prüfung iſt die erſte juriſtiſche, für deren Ablegung die $$. 1 
15 A 38 14 des Geſetzes vom 6. Mai 1869 (GeſetzSamml. ©. 656) maß⸗ 
gebend find. 
Die zweite Prüfung — große Staatsprüfung — iſt bei der „Prüfungs⸗ 
Kommiſſion für höhere Verwaltungsbeamte“ abzulegen. 


H. 3. 
Zur zweiten Prüfung für den höheren Verwaltungsdienſt iſt eine Vor⸗ 
bereitung von wenigſtens zwei Jahren bei den Gerichtsbehörden und von wenigſtens 
zwei Jahren bei den Verwaltungsbehörden erforderlich. 


§. 4. 

Wer durch ein Zeugniß der Gerichtsbehörde die erfolgte vorſchriftsmäßige 
Vorbereitung während des mindeſtens ‚weijähtigen Dienſtes bei den Gerichtö- 
behörden ($. 3) nachweiſt, wird von dem Regierungspräſidenten (Landdroſten, 
Präſidenten der Finanzdirektion in Hannover), in deſſen Bezirk er beſchäftigt 
werden will, zum Regierungsreferendarius ernannt. 


§. 5. 

Der Regierungsreferendarius kann bei dem Vorſtande einer Stadtgemeinde 
und muß bei einem Landrathe, bezw. einem Kreis? und Amtshauptmann, Ober⸗ 
amtmann in den Hohenzollernſchen Landen oder Amtmann in dem vormaligen 
ken Naſſau, ſowie bei einem e erichte und bei einer 

egierung (Landdroſtei und Finanzdirektion in Hannover) beſchäftigt werden. 


$. 6. 
Nach Ablauf der . ($$. 3 bis 5) iſt der Referendarius 
wenn aus den über die geſammte Beſchäftigung vorzulegenden Zeugniſſen ſich 
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ergiebt, daß er zur Ablegung der zweiten Prüfung für vorbereitet zu erachten b 
ſei, und der Regierungsprä ident (Landdroſt, Prüſdent der Finanzdirektion in 
Hannover) ihm in dieſer Beziehung ein Zeugniß ertheilt, zu der bezeichneten 
Prüfung zuzulaſſen. 
97 


Bei der Prüfung kommt es darauf an, feſtzuſtellen, ob der Kandidat für 
befähigt und gründlich ausgebildet iR erachten ſei, im höheren Verwaltungsdienſte 


§. 8. 


Der Referendarius, welcher die zweite Prüfung beſtanden hat, wird von 
den Miniſtern der Finanzen und des Innern zum Regierungsaſſeſſor ernannt 
und erlangt die Befähigung zur Bekleidung einer Stelle im höheren Ver⸗ 


waltungsdienſte. 
§. 9. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über die Befähigung zum höheren Ver⸗ 
waltungsdienſte finden Anwendung auf die Berufung zu den Stellen: 

1) der Pa Bene und Mitglieder bei einer Regierung (Land⸗ 
droſtei, Finanzdirektion in eee! und der dem Oberpräſidenten und 
Regierungspräſidenten zugeordneten höheren Verwaltungsbeamten, mit 
Ausnahme der Juſtitiarien und techniſchen Beamten dieſer Behörden 
(der Forſt⸗, Schul⸗, Bau- und Medizinalräthe) ; 

2) derjenigen Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts und der Bezirks⸗ 
verwaltungsgerichte, welche die Befähigung zu den höheren Verwaltungs⸗ 
ämtern beſthen müſſen. 5 

. F. 10. 

Zur Bekleidung der Stelle eines Mitgliedes einer Provinzialſteuerdirektion 
iſt die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſte oder Juſtizdienſte, ſowie eine 
praktiſche Vorbereitung in der Steuerverwaltung erforderlich. Die letztere erfolgt 
nach Maßgabe eines von dem Finanzminiſter zu erlaſſenden Regulativs; bis 
dahin bleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen. 


$. 11. 
Die Beſtellung zum Juſtitiarius (§. 9 Nr. 1) ſetzt die erlangte Befähigung 
= höheren Juſtizdienſte voraus; das Gleiche gilt von denjenigen juriſtiſchen 
itgliedern einer Regierung, welche mit der Bearbeitung der Auseinanderſetzungs⸗ 
angelegenheiten betraut ſind. 
Gef. Samml. 1879. (Nr. 8620) 25 
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$. 12. 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind ermächtigt, ſolche Perſonen, 
welche die Befähigung zum höheren Juſtizdienſte erlangt haben und mindeſtens 
drei Jahre entweder als Juſtitiarius ($. 9 Nr. 1) oder bei einer Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde als Spezialkommiſſarius oder im Kollegium beſchäftigt worden 
find, oder die Stelle eines Landraths, Kreis- oder Amtshauptmanns, eines Ober⸗ 
amtmanns in den „ Landen, eines Amtmanns in der Provinz 


eſſen⸗Naſſau, eines Hardes⸗ oder Kirchſpielvoigts in der Provinz Schleswig⸗ 
Sell verwaltet haben, für befähigt für den höheren Verwaltungsdienſt zu 
erklären. 


F. 13. 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind ermächtigt, bis zum 
1. Januar 1883 die Stellen, zu deren Erlangung die Befähigung für den höheren 
Verwaltungsdienſt erforderlich iſt, ſolchen Perſonen zu übertragen, welche die 
Befähigung zum höheren Juſtizdienſt erlangt haben. 


$. 14. 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind ermächtigt, bis zum 
1. Januar 1882 Gerichtsreferendarien zum Vorbereitungsdienſt bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden ($. 3) zuzulaſſen, ie) wenn dieſelben den Nachweis des nach 
dieſem Geſetze erforderlichen Studiums der Staatswiſſenſchaften zu führen nicht 
vermögen. 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind ferner ermächtigt, er 
Perſonen zur Ablegung der zweiten Prüfung für den höheren Verwaltungsdienſt 
zuzulaſſen, welche die erſte juriſtiſche Prüfung abgelegt und als Landräthe, Kreis⸗ 
oder Amtshauptmänner, Oberamtmänner in den Hohenzollernſchen Landen, Amt⸗ 
männer in der Provinz Heſſen-Naſſau, Hardes- oder . in der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein, ſtädtiſche Bürgermeiſter, Beigeordnete oder Magiſtrats⸗ 
mitglieder 5 ent einen fünfjäpeigen Heenn hindurch fungirt haben und 
bereits zur Zeit der Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes als ſolche angeſtellt 
geweſen ſind. 6. 15 a 


Das Staatsminiſterium wird die zur Ausführung dieſes Geſetzes erfor⸗ 
derlichen Anordnungen, namentlich die näheren Beſtimmungen über die bemſchlich 
des Univerſitätsſtudiums zu ſtellenden Anforderungen, über die Vertheilung der 
Beſchäftigungszeit bei den Verwaltungsbehörden, über die Zuſammenſetzung der 
Kommiſſion für die zweite Prüfung für den höheren Verwaltungsdienſt 2 und 
über die wiederholte Zulaſſung zu dieſer Prüfung in einem Regulativ feſtſetzen. 


K. 16. 


Ueber die Beſetzung der Stellen der Landräthe, Kreis- und Abe 
männer und Oberamtmänner in den Hohenzollernſchen Landen, und über die 
für dieſe Stellen erforderliche Befähigung ergeht ein beſonderes Geſetz. 


| 
| 
| 


Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes bleiben die beſtehenden Beſtimmungen 


aft. 
ofern jedoch dieſes Geſetz nicht bis zum 1. Januar 1884 erlaſſen iſt 
können von diem Zeitpunkte ab nur ſolche . zu den im Abs 1 bezeich- 
neten Stellen berufen werden, welche die Befähigung für den höheren Ver⸗ 
waltungsdienſt ($. 1) oder für den höheren Juſtizdienſt erlangt haben. 


in Kr 


$. 17. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 

Alle den Vorſchriften deſſelben entgegenſtehenden Beſtimun en, insbeſondere 
das Regulativ über die Befähigung zu den höheren Aemtern der Verwaltung 
vom 14. Februar 1846 (Geſetz⸗Samml. S. 199), werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Jusegel g a a 
Gegeben Berlin, den 11. März 1879. 


d. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8620-8621.) 
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(Nr. 8621.) Geſetz, betreffend die Deckung der für den Bau der Bahnen: von der Reichsgrenze 
bei Sierk über Trier und Coblenz unter feſter Ueberbrückung des Rheins 
nach Oberlahnſtein zum Anſchluß an die Lahnbahn und von Godelheim reſp. 
Ottbergen nach Northeim erforderlichen Mehrkoſten. Vom 20. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, die 15 den Bau der Bahnen: von 
der Reichsgrenze bei Sierk über Trier und Coblenz unter fefter Ueberbrückung 
des Rheins nach Oberlahnſtein zum Anſchluß an die 1 und von Godelheim 
reſp. Ottbergen nach Northeim erforderlichen Mehrkoſten bis zum Betrage von 
7 500 000 Mark und 469 000 Mark aus den Mitteln, welche im Geſetze vom 
11. Juni 1873 F. 1 Litt. f (Geſetz⸗Samml. S. 305) für den Bau einer Eſerbahn 
von Hannover nach Harburg bewilligt ſind, zu decken. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 20. März 1879. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


Rebigirt im Büreau des Staats. Minifteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober -Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung) . 


